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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: § 34 a EStG; steuerliche Begünstigung der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Naditarheit 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der CDÜ/CSU 
— Drucksache VI/269 “• 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für Arbeit 
und Sozialordnung, des Innern, der Justiz und für Wirtschaft 
darf ich die oben bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt beant- 
worten: 


1. Wie beabsichtigt die Bundesregierung nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die steuerliche Behandlung der Zu- 
schläge für Sohtitags-, Feiertags- und Maditarbeit zu regeln? 


Die Frage, durch welche gesetzgeberischen Maßnahmen die vom 
Bundesverfassungsgericht geforderte steuerliche Gleichbehand- 
lung von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
herbeigeführt werden kann, soll endgültig im Rahmen der 
vorgesehenen Steuerreform entschieden werden. Da ein Ab- 
schluß dieser Steuerreform aber zwangsläufig erst in der zwei- 
ten Hälfte der laufenden Legislaturperiode erwartet werden 
kann, hält die Bundesregierung eine gesetzliche Übergangs- 
regelung für erforderlich. Sie wird hierzu in Kürze einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf vorlegen, der für die Übergangs- 
zeit eine Ausdehnung der Steuerfreiheit auf die bisher nicht 
begünstigten Zuschläge vorsehen wird. 
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2. Ist die Bundesregierung in der Lage, mitzuteilen, wie groß die 
Zahl der Arbeitnehmer ist, die von der bisherigen Regelung 
begünstigt wurden, und wie groß die Zahl derjenigen ist, die 
bisher nicht begünstigt wurden? 


Unter den Anwendungsbereich von Tarifverträgen fallen etwa 
17,5 Millionen Arbeitnehmer. Davon erhalten etwa 3 Millionen 
Arbeitnehmer steuerfreie Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit. Nicht unter den Geltungsbereich eines Tarif- 
vertrags fallen — abgesehen von den gesetzlidien Arbeitszeit- 
regelungen für Beamte u. ä. — etwa 600 000 Arbeitnehmer, von 
denen aber nur rd. 100 000 Arbeitnehmer Zuschläge erhalten-, 
diese Zuschläge waren bisher steuerpflichtig und würden nach 
der vorgesehenen Übergangs regelung künftig steuerfrei blei- 
ben. 


3. Hat die Bundesregierung Vorstellungen, wie eine Gleichstellung 
der Selbständigen mit den unselbständig Tätigen hinsiditlidi 
der steuerlidien Begünstigung der Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit erreicht werden kann? 

Im Rahmen der Übergangsregelung sind entsprechende steuer- 
liche Vergünstigungen für selbständig Tätige und Gewerbe- 
treibende nicht vorgesehen. Der Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 15. Januar 1969 läßt keine Gesichtspunkte 
erkennen, die etwa aus verfassungsmäßigen Gründen die Ein- 
führung gleidiartiger Vergünstigungen notwendig machen wür- 
den. Gleichwohl ist beabsichtigt, das Problem bei der Steuer- 
reform zu prüfen. 


4 . Wie hoch wäre der jährliche Steuerausfall bei Bund, Ländern 
und Gemeinden bei einer Ausdehnung der Steuerfreiheit auf 
sämtliche Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit? 


Bei der Ausdehnung der Steuerfreiheit auf die bisher steuer- 
pflichtigen Zuschläge für 100 000 Arbeitnehmer (siehe zu Fra- 
ge 2) würde ein Steuerausfall für Bund, Länder und Gemeinden 
von etwa 10 Millionen DM jährlich zu erwarten sein. 


5. Ist bei einer Ausdehnung der Steuerfreiheit auf alle Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit beabsichtigt, die bis- 
herige Einkommensbegrenzung beizubehalten oder eine andere 
Einkommensbegrenzung einzuführen? 


Bei der vorgesehenen Übergangsregelung soll an der bisherigen 
Einkommensbegrenzung (Jahresarbeitslohn nicht höher als 
24 000 DM) festgehalten werden. Ob später eine Ausdehnung 
oder ggf. Aufhebung der Grenze erwogen werden soll, bleibt 
der Steuerreform Vorbehalten. 
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6. Plant die Bundesregierung eine generelle Regelung für die 
steuerliche Begünstigung der Zuschläge für Mehrarbeit? 


Eine steuerliche Begünstigung der Zuschläge für Mehrarbeit 
wird von der Bundesregierung nicht erwogen. 


Für den Bundesminister 

Dr. Reisdil 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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